
Rechtzeitig privat vorsorgen
Die freiwillige private Vorsorge wird immer wichtiger. Denn AHV und Pensionskasse ver mögen nur noch 60 bis 70 % des bisherigen Einkommens im Ruhestand zu decken. 
Dringend notwendige Reformen der Altersvorsorge stehen an. Auch wenn es nun mit AHV 21 und BVG 21 nach einer Einigung und Umsetzung aussieht, ist die AHV-Reform 
noch nicht unter Dach und Fach. Daher ist gut beraten, wer seine Vorsorge selbst an die Hand nimmt und nicht auf Lösungen aus Bundesbern wartet.

Mit der privaten Vorsorge 
Steuern sparen
Zur Verbesserung Ihrer Alters-
vorsorge oder zur Finanzierung  
Ihrer Träume rund um den Ruhe-
stand setzen Sie in einem ersten 
Schritt am besten in den Aufbau 
der Säule 3a. Wenn Sie ein 
AHV-pflichtiges Einkommen mit 
einem Pensionskassenanschluss 
haben, können Sie bis zur Pen-
sionierung jährlich den Maxi-
malbetrag von aktuell CHF 
6’883.– in Ihre Säule 3a ein-
zahlen. Ohne Pensionskassen-
anschluss dürfen Sie 20 % (je-
doch maximal CHF 34’416.–) 
des Einkommens in die Säule 
3a einzahlen. Dieses freiwillige 
Sparen wird belohnt, weil Sie 
den ein bezahlten Betrag vom 
steuer baren Einkommen in Ab-
zug bringen dürfen.

Und wie viel spare ich nun  
effektiv?
Ein Beispiel: Eine alleinstehende 
Person aus Liestal mit einem 
steuerbaren Einkommen von 
CHF 80’000.– spart bei Ein-
zahlung des Maximalbetrages 
rund CHF 2’200.– Steuern pro 
Jahr. Baut diese Person während 
10 Jahren die Säule 3a auf,  

beträgt das Kapital inklusive 
Zins nach dieser Zeit rund CHF 
69’400.–, wobei gleichzeitig 
rund CHF 22’000.– Steuern 
gespart wurden.

Alles steuerfrei?
Grundsätzlich ja, denn es fallen 
auch keine Vermögens- und Ver-
rechnungssteuern an. Die Zin-
serträge und Anlagenrenditen 
sind ebenfalls steuerfrei.
Wird das Vorsorgekonto nach 
diesen 10 Jahren aufgelöst, fällt 
für unser Beispiel eine Kapital-
leistungssteuer von rund CHF 
2’500.– an. Somit beträgt der 
Nettosteuervorteil noch immer 
CHF 19’500.–, was einer  
Rendite von rund 6,50 % nach 
Steuern entspricht. Die Kapital-
leistungssteuer ist progressiv. 
Das heisst, je höher der Auszah-
lungsbetrag ausfällt, desto stär-
ker steigt der Steuer tarif. Es ist 
zudem sinnvoll, nach einer ge-
wissen Zeit ein zweites Säu-
le-3a-Konto zu eröffnen und auf-
zubauen. So können Sie die 
Konti 3a in unterschiedlichen 
Steuerjahren beziehen.
Nochmals ein Beispiel: Bezieht 
die Person aus Liestal je ein 
Konto-3a-Vermögen über CHF 

50’000.– in zwei verschiede-
nen Jahren anstatt ein Konto-3a-
Vermögen über CHF 100’000.– 
in einem Jahr, dann beträgt die 
Steuerersparnis rund CHF 
400.–. 

Und wenn ich in jungen  
Jahren den Aufbau der Säule 
3a verpasst habe?
Dieses «Versäumnis» werden 
Sie bald korrigieren können. 
Denn ab dem Jahr 2023 sollte 
ein Einkauf in die Säule 3a 
möglich sein. Die maximal mög-
liche Einzahlungssumme in die 
Säule 3a einer zum Beispiel 
50-jährigen Frau beträgt CHF 
197’373.–. Hat sie nun effektiv 
«erst» CHF 150’000.– in der 
Säule 3a angespart, kann sie 
nun CHF 47’373.– nachträg-
lich einkaufen. Dieser Einkauf ist 
vom steuerbaren Einkommen 
ebenfalls abzugsfähig. Zu  
beachten ist, dass alle 5 Jahre 
maximal CHF 34’416.– in die 
Säule 3a nachbezahlt werden 
können. Somit müsste in diesem 
Fall der Betrag von CHF 
47’373.– in zwei Schritten ein-
bezahlt werden. 

Wo kann ich sonst noch opti-
mieren?
Auch wenn Sie für die Säule 3a 
gegenüber dem Sparkonto  
einen Vorzugszins erhalten, 
lohnt es sich, die Investition in 
Wertschriften zu prüfen. Denn 
langfristig bieten diese meist 
bessere Ertragschancen. Sollten 
Sie bei Auflösung der Säule 3a 
die Anlage nicht verkaufen wol-
len, können Sie bei der BLKB 
den Fonds ins normale Wert-
schriftendepot verschieben.

Beratung durch eine Fach-
person lohnt sich
Unser Vorsorgesystem ist kom-
plex. Optimierungen und der 
Aufbau der privaten Vorsorge 
sind nicht nur mit der Säule 3a 
möglich, sondern auch mit dem 
Pensionskassenvermögen.  
Damit Sie keine Fehler machen 
und keine Chancen verpassen, 
lohnt sich es circa 10 Jahre vor 
der geplanten Pensionierung, 
die Finanzen gesamtheitlich zu 
betrachten – am besten durch 
die Erstellung einer persönlichen 
Finanz- und Vorsorgeplanung. 
Unsere Finanzplanerinnen und 
Finanzplaner stehen Ihnen gerne 
zur Seite.

Die BLKB berät umfassend zu 
den Themen Finanz- und 
Vorsorge planung, Nachlasspla-
nung und Steueroptimierung. 
Vereinbaren Sie schon heute 
einen Beratungstermin bei 
unseren Spezialistinnen und 
Spezialisten unter  
061 925 94 94 oder  
financial-planning@blkb.ch

Björn Cueni, Finanzplanungs-
experte bei der BLKB
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D ie Parameter der obligatorischen 
beruflichen Vorsorge sind seit 
Jahrzehnten beinahe unverän­

dert und unterdessen entsprechend rea­
litätsfern. Die Differenz zahlen die heute 
aktiven Versicherten in Form entgange­
ner Zinsgutschriften und künftig tieferer 
Altersleistungen. Auch mit der geplanten 
Reform BVG 21 bleibt das Bedürfnis der 
Versicherten gross, einen Teil des Vorsor­
geguthabens selbstbestimmt und ohne 
Zwangssolidaritäten anzulegen. 

Das Prinzip der zweiten Säule ist ein­
fach. Alle Versicherten sparen während 
der Erwerbstätigkeit für die eigene Pen­
sionierung. Bei der Pensionierung wird 
das angehäufte Vorsorgeguthaben in eine 
lebenslängliche, nicht kürzbare Alters­
rente umgewandelt. Dazu wird das vor­
handene Guthaben mit dem Umwand­
lungssatz multipliziert. Er enthält zwei 
Annahmen: die künftige Lebenserwar­
tung und die durchschnittliche Rendite.

LEBENSERWARTUNG PER GESETZ
Wie hoch der Umwandlungssatz ist, steht 
im Bundesgesetz: Für den gesetzlich vor­
geschriebenen Mindestanteil am Vorsor­
geguthaben, das sogenannte BVG-Obli­
gatorium, sind es derzeit 6,8% für einen 
65-jährigen Mann beziehungsweise eine 
64-jährige Frau. Das Gesetz schreibt da­
mit vor, wie hoch die Lebenserwartung 
ist und welche risikolose Rendite die 
Märkte abwerfen. Das ist absurd.

Die Umwandlung erzeugt eine Rente, 
die mehr Kapital beansprucht, als ange­

spart wurde. Für die lebenslängliche 
Rente muss die Pensionskasse daher 
zusätzliche Mittel aufwenden – und sie 
stammen insbesondere aus dem Anlage­
ertrag auf den Vorsorgeguthaben der 
aktiven Versicherten, die erst noch po­
tenzielle Sanierungsmassnahmen ihrer 
Pensionskasse schultern müssen, wäh­
rend die laufende Altersrente lebens­
länglich garantiert ist.

Jährlich werden so Milliarden von 
Franken umverteilt. Gemäss der Ober­
aufsichtskommission Berufliche Vor­
sorge waren es 2020 rund 4.4 Mrd. Fr. 
oder 0,5% des Vorsorgekapitals, im Fünf­
jahresschnitt sogar 6,3 Mrd. Fr. Das Prob­
lem liesse sich mit einem tieferen Um­
wandlungssatz mildern. Genau das sieht 
die Reform BVG 21 vor. Durch die über­
fällige Senkung könnte die Umverteilung 
grob geschätzt um bis zu 50% reduziert 
werden. Sollen die künftigen Renten der 

heute aktiven Versicherten nicht sinken, 
muss mehr Kapital angespart werden. 
Doch je älter jemand ist, desto weniger 
Zeit bleibt, um höhere Sparbeiträge zu 
entrichten und damit den tieferen Um­
wandlungssatz auszugleichen. Hier setzt 
der Vorschlag des Pensionskassenver­
bands Asip an: Reduziert sich die Umver­
teilung wie vorgesehen, können die Pen­
sionskassen ihre umfangreichen Reser­
ven zur Finanzierung der Umverteilung 
dazu verwenden, die Guthaben ihrer 
Versicherten zu erhöhen, und zwar ohne 
Querfinanzierung aus anderen Quellen.

Der Bundesrat hatte eine andere Idee. 
Statt dass die Guthaben erhöht werden, 
erhalten die Neupensionierten der ersten 
fünfzehn Jahre nach Inkrafttreten der 
Reform einen monatlichen Zuschlag von 
100 bis 200 Fr., der über einen neuen 
Lohnabzug von 0,5% finanziert wird. Aus 
der indirekten Umverteilung würde also 
eine offensichtliche.

GRUND ZUR HOFFNUNG
Scheitert die Reform an der Urne, bleibt 
die Umverteilung auf dem heutigen, sehr 
hohen Niveau. Wird sie angenommen, 
reduziert sich die versteckte Umvertei­
lung zwar massgeblich, allerdings zum 
Preis eines zusätzlichen Lohnabzugs.

Trotzdem besteht Grund zur Hoff­
nung. Die Reform wurde noch nicht be­
schlossen, sondern erst von der Kommis­
sion für soziale Sicherheit und Gesund­
heit des Nationalrats behandelt. Die 
Kommission hat den Asip-Vorschlag 
zwar nicht übernommen, vom Tisch ist 
er aber noch nicht. Dazu scheint es, als 
würde den Jungen langsam bewusst, wel­

che Lasten ihnen da aufgebürdet wer­
den sollen. Jüngst ist die Renteninitiative 
mit über 140 000 Unterschriften einge­
reicht worden. Gefordert werden das 
Rentenalter 66 für beide Geschlechter 
und die anschliessende Kopplung an die 
Lebenserwartung.

Auf absehbare Zeit bleibt der Umver­
teilungsdruck also hoch. Dem kann man 
sich ab einer gewissen Lohnhöhe jedoch 
teilweise entziehen. Lohnbestandteile 
über 129 060 Fr. pro Jahr (Stand 2021) 
können nämlich in einem 1e-Vorsorge­
plan versichert werden. Dazu muss sich 
der Arbeitgeber einer 1e-Stiftung an­
schliessen. Dort wählen die Versicherten 
aus verschiedenen Anlagestrategien die 
individuell passende aus. Wer wie junge 
Arbeitnehmer eine hohe Risikofähigkeit 
hat, kann so deutlich offensiver anlegen 
als bei einer Standardpensionskasse mit 
engem regulatorischen Korsett. Mit zu­
nehmendem Alter kann sukzessive zu 
Strategien mit tieferer Aktienquote ge­
wechselt werden.

Die erzielte Performance – positiv 
oder negativ – wird zu 100% jeder Person 
gutgeschrieben. Es gibt also keine Um­
verteilung. Zudem ist keine Unterde­
ckung möglich, und es drohen keine Sa­
nierungsmassnahmen. Im Schnitt ergibt 
sich eine höhere Verzinsung und damit 
eine bessere Altersvorsorge. Hinzu kom­
men potenziell steuerliche Vorteile, die 
immer mehr Versicherte von den Vortei­
len eines 1e-Plans überzeugen.

Yves Goldmann, Pensionskassen-
Experte SKPE und Kundenverantwort
licher, PensExpert

Alles ohne Umverteilung
KADER 1e-Pläne bieten den Versicherten individuelle Anlagestrategien. Gerade für Junge lohnt es sich. 

Zahlen 2017–2021 aus PwC 1e Market Studies 2019–2021

Quelle: PwC, PensExpert / Grafik: FuW, ls
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Verwaltete Vermögen der 1e-Stiftungen
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VON JPMORGAN ERGEBEN HAT.

Marc Winzap und Soizic Mendes de Leon 

D ie Lebensweise unserer Gesell­
schaft hat sich den vergangenen 
hundert Jahren tiefgreifend ge­

wandelt. Die steigende Lebenserwar­
tung  und der Abbau von Geschlechter­
ungleichheiten haben die Organisation 
unserer persönlichen und familiären 
Beziehungen verändert. Die Bedeutung 
des klassischen ehebasierten Familien­
modells lässt nach, immer mehr Men­
schen leben in nichtehelichen Lebens­
gemeinschaften, beispielsweise als Allein­
erziehende oder in Patchworkfamilien. 

Trotz dieser Entwicklungen hat sich 
das Erbrecht seit Inkrafttreten im Jahr 
1912 kaum verändert. Die Teilungsregeln, 
die sich am damaligen Familienmodell 
orientierten, gelten noch heute. Wenn 
eine Person stirbt, ohne ein Testament zu 
hinterlassen, richtet sich die Erbteilung 
nach der Familienkonstellation. 

TESTAMENT ENTSCHEIDET
Hinterlässt die verstorbene Person einen 
Ehepartner und Kinder, steht die eine 
Hälfte ihres Nachlassvermögens dem 
Ehepartner zu, die andere Hälfte zu glei­
chen Teilen den Kindern. Stirbt eine ledige 
oder eine verwitwete Person, erben ihre 
Kinder das gesamte Vermögen. Sind keine 
Nachkommen vorhanden, hinterlässt der 
Erblasser aber Erben des elterlichen Stam­
mes (zum Beispiel Eltern, Geschwister, 
Neffen/Nichten), so beträgt der gesetzli­
che Erbteil des Ehegatten drei Viertel, der­
jenige der Angehörigen des elterlichen 
Stammes ein Viertel. Ist die verstorbene 
Person unverheiratet und ohne Kinder, 
geht das Erbe an die Eltern. Hinterlässt sie 
hingegen einen Lebenspartner, ist er un­
abhängig von der Dauer der Beziehung 
nicht erbberechtigt.

Mit einem Testament kann der Erblas­
ser von diesen Teilungsregeln abweichen 
und einen seiner Erben begünstigen oder 

einen Teil seines Vermögens an andere Fa­
milienmitglieder, an Personen ohne Ver­
wandtschaftsverhältnis oder an Institutio­
nen vermachen. Dieser Möglichkeit sind 
jedoch vom Gesetz Grenzen gesetzt: Be­
stimmte Personen haben Anrecht auf ei­
nen Mindestteil des Erbes, der nicht her­
abgesetzt werden kann. Es handelt sich 
hierbei um einen Bruchteil des gesetzli­
chen Erbanspruchs, den sogenannten 
Pflichtteil. Nach Abzug des Pflichtteils 
kann der Rest des Vermögens, die verfüg­
bare Quote, beliebig aufgeteilt werden. 

Nach aktuellem Recht gehören zu den 
pflichtteilgeschützten Erben die Nach­
kommen, der Ehepartner und die Eltern, 
wenn keine Nachkommen vorhanden 
sind. Der Pflichtteil beträgt bei Nach­
kommen je drei Viertel ihres gesetzlichen 
Erbanspruchs, bei Ehepartnern und El­
tern die Hälfte. 

NEUES REGELWERK AB 2023
Dazu ein Beispiel: Eine verheiratete Per­
son mit Kindern kann über drei Achtel ih­
res Nachlasses frei verfügen, denn der ge­
setzliche Anteil ihres Ehepartners beträgt 
ein Viertel und der ihrer Kinder drei Ach­
tel. Eine ledige oder eine verwitwete Per­
son mit Kindern kann über ein Viertel 
ihres Nachlasses frei verfügen, denn drei 
Viertel entfallen auf ihre Kinder. Eine ver­
heiratete Person ohne Kinder kann über 
die Hälfte ihres Nachlassvermögens ver­
fügen, die andere Hälfte geht an ihren 
Ehepartner und an ihre Eltern, sofern sie 
noch am Leben sind.

Weil diese Form der Erbteilung dem 
Wunsch vieler Menschen nicht mehr ent­
spricht, hat das Parlament im Dezember 
letzten Jahres neue Bestimmungen zur 
Erbteilung beschlossen. Der Pflichtteil der 
Nachkommen wird von drei Vierteln auf 
die Hälfte des gesetzlichen Erbanspruchs 
heruntergesetzt und der Pflichtteil­
anspruch der Eltern abgeschafft. Bei 
Ehepartnern wird der Pflichtteil dagegen 
unverändert bei der Hälfte belassen. Ein 

Erblasser kann somit freier über sein Ver­
mögen verfügen und beispielsweise einen 
Lebenspartner oder dessen Kinder oder 
den Nachfolger in einem Familienunter­
nehmen stärker begünstigen. 

Somit kann eine verheiratete Person 
mit Kindern künftig frei über die Hälfte 
ihres Nachlasses verfügen statt über drei 
Achtel wie heute. Die Reform wirkt sich je­
doch nicht auf die steuerliche Behandlung 
des Nachlasses aus, die weiterhin in die 
Zuständigkeit der Kantone fällt. Zwar 
kann so eine Person, die mit dem Erb­
lasser weder verwandt noch verschwägert 
ist, einen grösseren Erbanteil erhalten, in 
den meisten Kantonen muss sie aber hohe 
Erbschaftssteuern entrichten.

Diese neuen Bestimmungen treten am 
1. Januar 2023 in Kraft und gelten für jeden 
Nachlass, der nach diesem Stichtag eröff­
net wird, selbst wenn das Testament, das 
eine besondere  Aufteilung vorsieht, vor­
her verfasst wurde. Weil das neue Recht 
mehr Spielraum bei der Nachlassauftei­
lung lässt, ist es sinnvoll, bestehende tes­
tamentarische Bestimmungen zu prüfen, 
um sicherzustellen, dass sie noch dem 
Wunsch des Testamentsverfassers ent­
sprechen und dass sich angesichts der 
neuen Regelungen keine Auslegungs­
probleme ergeben.

Marc Winzap, Vermögensplaner 
Deutschschweiz, und Soizic Mendes de 
Leon, Leiterin Vermögensplanung 
Schweiz, Pictet Wealth Management

Das Erbrecht wird modernisiert
VERMÖGEN Die geltenden Formen der Erbteilung entsprechen oft nicht mehr dem letzten Wunsch vieler Menschen. Reformen sind auf dem Weg.
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Die Bedeutung der klassischen Familie lässt nach. Zeit für ein neues Erbrecht.

«Es ist sinnvoll,  
bestehende 

 testamentarische  
Bestimmungen jetzt  

zu prüfen.»

Tashi Gumbatshang

Während der Coronapandemie ist der 
Wunsch nach einer Auszeit gemäss ersten 
Erkenntnissen des Raiffeisen-Vorsorge­
barometers 2021 bei vielen Arbeitneh­
mern weiter gestiegen. Freiheit hat eine 
ganz neue Bedeutung erhalten. Gleichzei­
tig hat wohl das Bewusstsein für die End­
lichkeit des eigenen Lebens zugenom­
men. Beides denkbare Gründe für das 
wachsende Bedürfnis nach einer berufli­
chen Auszeit, auch Sabbatical genannt. 
Damit die Reise ans Ende der Welt oder 
der Volontäreinsatz auf dem französi­
schen Weingut finanziell tragbar bleiben, 
sind einige Vorkehrungen zu treffen. 

Wer sich den Traum einer beruflichen 
Auszeit erfüllen möchte, hat grundsätzlich 
folgende drei Möglichkeiten: bezahlter 
Urlaub, unbezahlter Urlaub oder Kündi­
gung. Glücklich schätzen dürfen sich An­
gestellte von Unternehmen, die ihren Mit­
arbeitern ein Sabbatical finanzieren. In 
diesem Fall vergütet der Arbeitgeber den 
Lohn, womit alle Beiträge an die Sozial­
versicherungen weiter geleistet werden.

Nur wenige Unternehmen bieten An­
gestellten den Luxus einer bezahlten Aus­
zeit. Als Alternative offerieren viele den 
unbezahlten Urlaub an. Dann wird der Ar­
beitsvertrag vorübergehend ausser Kraft 
gesetzt. Wer keinen unbezahlten Urlaub 
aushandeln kann, dem steht nur die Kün­
digung offen. Nachteil: Es besteht das Ri­
siko, nach der Rückkehr nicht sofort eine 
neue Stelle zu finden. Da die Kündigung 
selbst verschuldet ist, muss bei der Ar­
beitslosenversicherung mit bis zu sechzig 
Einstelltagen gerechnet werden. Sowohl 

beim unbezahlten Urlaub als auch bei der 
Kündigung sind wegen des Lohnausfalls 
diverse Versicherungen, wie die obligato­
rische Unfallversicherung, nicht gedeckt.

Beitragslücken reduzieren die künftige 
AHV-Rente und sollten daher vermieden 
werden. Die Beitragspflicht bei der AHV 
ist erfüllt, wenn in einem Kalenderjahr 
während mindestens neun Monaten mit 
einem Pensum von mindestens 50% ge­
arbeitet wird. Bis drei Monate Auszeit in 
einem Kalenderjahr liegen also drin. Auch 
eine halbjährige Arbeitspause ohne Lücke 
von Anfang Oktober bis Ende März des 
Folgejahres ist möglich. Wer länger unter­
wegs ist, sollte sich bei der Ausgleichs­
kasse melden. Wichtig: Beitragslücken 
können nur innerhalb von fünf Jahren 
gefüllt werden.

WEITERVERSICHERUNG MÖGLICH
Bei der zweiten Säule endet der Versiche­
rungsschutz für Invalidität und Tod von 
Gesetzes wegen einen Monat nach der 
letzten Lohnzahlung. Viele Pensions­
kassen sehen aber eine Weiterversiche­
rung vor. Hier macht es in der Regel einen 
Unterschied, ob die Auszeit dank un­
bezahltem Urlaub oder durch Kündigung 
realisiert wird. 

Im Fall einer Kündigung ist die Weiter­
versicherung bei der bestehenden Pen­
sionskasse in den wenigsten Fällen mög­
lich. Stattdessen muss das Altersguthaben 
an eine Freizügigkeitsstiftung übertragen 
werden. Wichtige Fragestellung dabei: Soll 
das Invaliditäts- und Todesfallrisiko ver­
sichert werden? Bei der Stiftung Auffang­
einrichtung BVG können die Versicherung 
und auch das Alterssparen weitergeführt 
werden. Nach Wiederaufnahme der Er­

werbstätigkeit muss das Vorsorgevermö­
gen in die neue Pensionskasse einge­
bracht werden. Es kann zu diesem Zeit­
punkt oder später Sinn machen, die Vor­
sorgelücken mit Pensionskasseneinkäu­
fen zu schliessen. Bei einem unbezahlten 
Urlaub empfiehlt es sich, die Pensions­
kasse frühzeitig zu kontaktieren. Ob und 

wie die Weiterversicherung möglich ist, 
steht im Pensionskassenreglement. 

Einige Kassen bieten für eine be­
schränkte Zeit von maximal zwei Jahren 
die vollständige Weiterversicherung an. 
Dies setzt voraus, dass die Arbeitnehmer 
über ausreichend finanzielle Mittel ver­
fügen, um die Arbeitnehmer- und die Ar­

beitgeberbeiträge für den Sparteil und die 
Risikoversicherungen Invalidität und Tod 
zu übernehmen. Dann bleibt der Versi­
cherungsschutz unverändert. Andere PK 
bieten nur die Absicherung bei Invalidität 
und Tod, während einige gar keine Weiter­
versicherung ermöglichen.

VOR DER ABREISE 
Einzahlungen in die steuerprivilegierte 
private Vorsorge 3a sind nur möglich, 
wenn im betreffenden Jahr AHV-pflichti­
ges Einkommen erzielt wurde. Im selben 
Jahr muss auch die Einzahlung geleistet 
werden. Später nachholen ist derzeit nicht 
möglich. Also gilt: Vor dem Kofferpacken 
das 3a-Konto oder -Depot füllen.

Die obligatorische Unfallversicherung 
endet 31 Tage nach der letzten Lohnzah­
lung. Mit einer Abredeversicherung kann 
die Deckung um sechs Monate verlängert 
werden. Insgesamt wird so ein Versiche­
rungsschutz von sieben Monaten erreicht. 
Bei längerer Auszeit empfiehlt sich der 
Einschluss der Unfallversicherung in die 
private Krankenversicherung. Kompli­
zierter gestaltet sich die Situation im 
Krankheitsfall. Die Lohnfortzahlung wäh­
rend der Auszeit ist in der Regel nicht ver­
sichert. Je nach Situation können private 
Zusatzversicherungen sinnvoll sein. Es 
lohnt sich also, vor der grossen Auszeit 
mithilfe der «Vorsorge-Checkliste Auszeit» 
alle Aspekte zu prüfen und die notwendi­
gen Massnahmen rechtzeitig an die Hand 
zu nehmen. So kann die bevorstehende 
Freiheit sorglos genossen werden.

Tashi Gumbatshang, Leiter Kompetenz-
Center Vermögens- und Vorsorge
beratung, Raiffeisen Schweiz

Auszeit nehmen ohne böse Überraschungen
VERSICHERUNGEN Es lohnt sich, vor einem grossen Sabbatical alle Aspekte der Vorsorge zu prüfen und die notwendigen Massnahmen rechtzeitig an die Hand zu nehmen.

Zuständige Ausgleichskasse kontaktieren: Vermeidung von Beitragslücken
Zeitpunkt der Auszeit so wählen, dass Beitragsp�icht erfüllt wird
Füllung der Beitragslücken innerhalb von maximal fünf Jahren

Quelle: Raiffeisen / Grafik: FuW, mta

Krankenversicherungskarte mitnehmen (europäische Krankenversicherungskarte auf Rückseite)
Zusatzversicherung prüfen

Abklärung beim Arbeitgeber, ob Lohnfortzahlung im Krankheitsfall versichert ist

Abklärung Übertritt in Einzelversicherung (falls Arbeitgeber über eine Kollektiv-Krankentaggeldversicherung verfügt)
Zusatzversicherung über Krankenkasse
Kosten-Nutzen-Abwägung

Nachdeckung bis 31 Tage nach letzter Lohnzahlung
Verlängerung der Deckung um weitere sechs Monate mit einer Abredeversicherung
Nach Ablauf von sieben Monaten: Einschluss Unfallversicherung in private Krankenversicherung

Einzahlung im Jahr mit Einkommen tätigen – kann später nicht nachgeholt werden

Weiterversicherung bei Pensionskasse abklären (bei Kündigung in der Regel nicht möglich)

Weiterversicherung bei Stiftung Au�angeinrichtung BVG
Freizügigkeitskonto oder -depot ohne Versicherung und bei Bedarf separate Risikoversicherung
Freizügigkeitspolice mit Versicherung

Krankenkasse

Krankentaggeld

Unfallversicherung

AHV

Pensionskasse

Säule 3a

Möglichkeiten, falls Weiterversicherung nicht möglich:

Möglichkeiten, falls Weiterversicherung nicht möglich:

Vorsorge-Checkliste Auszeit


